BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 15. Mai 2024, IXB 1/24

Nichtzulassungsbeschwerde: Darlegung der Zulassungsgriinde bei einem auf mehrere Rechtsgriinde gestiitzten Urteil
ECLI:DE:BFH:2024:B.150524.1XB1.24.0

BFH IX. Senat

FGO & 115 Abs 2 Nr 1, FGO & 115 Abs 2 Nr 2 Alt 2, FGO § 116 Abs 3S 3

vorgehend FG Minchen, 29. November 2023, Az: 2 K 137/23
Leitsatze

NV: Ist das angegriffene Urteil des Finanzgerichts (FG) nebeneinander (kumulativ) auf mehrere Rechtsgriinde gestitzt,
von denen jeder fir sich das Urteil tragt, muss fir jede der selbstandig tragenden Erwagungen des FG ein
Zulassungsgrund dargelegt werden.

Tenor

Die Beschwerde der Klager wegen Nichtzulassung der Revision gegen das Urteil des Finanzgerichts Miinchen vom
29.11.2023 - 2 K 137/23 wird als unzulassig verworfen.

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens haben die Klager zu tragen.

Grunde

1 Die Beschwerde der Klager und Beschwerdefuihrer (Klager) gegen die Nichtzulassung der Revision ist unzulassig,
denn sie entspricht nicht den Anforderungen des § 116 Abs. 3 Satz 3 der Finanzgerichtsordnung (FGO). Die von den
Klagern in ihrer Beschwerdebegrindung im Rahmen der geltend gemachten Zulassungsgrinde nach § 115 Abs. 2
Nr. 1 und 2 Alternative 2 FGO gestellten Rechtsfragen sind in einem Revisionsverfahren nicht klarungsfahig.

2 1.0bdie fur die Zulassung maRgebliche Rechtsfrage im anschlief’enden Revisionsverfahren klarungsfahig ist,
bestimmt sich danach, ob die Frage fur das Finanzgericht (FG) entscheidungserheblich war. Das ist nur dann der
Fall, wenn eine Aussage zu dieser Rechtsfrage erforderlich war, um die vom FG getroffene Entscheidung zu
begriinden. Ist das angegriffene Urteil des FG nebeneinander (kumulativ) auf mehrere Rechtsgriinde gestitzt, von
denen jeder fur sich das Urteil tragt, so ist eine Rechtsfrage, die sich nur im Hinblick auf eine dieser Erwagungen
stellt, nicht entscheidungserheblich, es sei denn, dass auch im Hinblick auf die anderen Rechtsgriinde die Zulassung
der Revision gerechtfertigt ware. In einem solchen Fall muss daher fir jede der selbstandig tragenden Erwagungen
des FG ein Zulassungsgrund dargelegt werden (vgl. Beschluss des Bundesfinanzhofs vom 06.03.2006 - X B 102/05,
BFH/NV 2006, 1134, m.w.N.; Graber/Ratschow, Finanzgerichtsordnung, 9. Aufl,, § 116 Rz 27).

3 2. Die Klager berufen sich mit ihrer Nichtzulassungsbeschwerde auf die Zulassungsgrunde der grundsatzlichen
Bedeutung der Rechtssache (8 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO) und der Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung (§ 115
Abs. 2 Nr. 2 Alternative 2 FGO). Mit diesen Zulassungsgriinden richten sie sich allein gegen die Abweisung der Klage
wegen der Nichteinhaltung der Formvorschrift des & 52d FGO. Das FG hat die Klage hingegen nicht allein als
unzuldssig abgewiesen, weil die Klageschrift nicht dem Formerfordernis des & 52d FGO entsprach, sondern auch,
weil das Klagebegehren nicht gemaf} § 65 Abs. 1 Satz 1 FGO bezeichnet worden war. Die angefochtene
Entscheidung ist damit fur die Annahme der Unzulassigkeit auf zwei unterschiedliche Rechtsgriinde gestitzt. Die
Klager haben gleichwohl nur fiir einen der tragenden Rechtsgriinde --die Frage der formgerechten Einreichung nach
§ 52d FGO-- Zulassungsgriinde vorgebracht.

4  3.Von einer Darstellung des Sachverhalts und einer weitergehenden Begriindung wird gemaf & 116 Abs. 5 Satz 2
FGO abgesehen.
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5 4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 2 von 2


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450083/

	Beschluss vom 15. Mai 2024, IX B 1/24
	Leitsätze
	Tenor
	Gründe


